Antrag zur Schaffung von kommunalen Vorkaufsrechten per Satzung
Es möge der Parteitag des SPD Stadtverbandes Hannover folgenden Beschluss fassen und diesen an die SPD Ratsfraktion weiterleiten: 

„Die SPD setzt sich dafür ein, dass sich die Landeshauptstadt Hannover mithilfe von Satzungen Vorkaufsrechte nach dem BauGB einräumt (insbesondere besondere Vorkaufsrechte nach § 25 BauGB) und damit den kommunalen Einfluss auf den Grundstücks- und Wohnungsmarkt ausbaut.“

Begründung:

Das Baugesetzbuch stellt den Städten und Gemeinden zahlreiche Instrumente zur Verfügung, um aktiv auf den Grundstücks- und Wohnungsmarkt im öffentlichen Interesse Einfluss zu nehmen. Viele Kommunen sind dabei übergegangen, die im Baugesetzbuch vorhandenen Ermächtigungen zu nutzen und sich durch Satzungen Vorkaufsrechte einzuräumen, um im öffentlichen Interesse -etwa zur Förderung bezahlbaren Wohnraums- den kommunalen Einfluss auf den Grundstücks- und Wohnungsmarkt zu erhöhen. 
Diese Möglichkeiten, insbesondere das besondere Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB, wurden von der Landeshauptstadt bisher unzureichend genutzt. Sie sollte dieses im Gesetz vorgesehene sozialdemokratische Instrumentarium jedoch zukünftig regelmäßig prüfen und nutzen. 

